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Zur Behandlung im Plenum 

vorgesehen 

Antrag 
der Fraktion der SPD 
betreffend Chance zur Neustrukturierung der Wirtschaftsförderung 
nutzen 

Der Landtag wolle beschließen: 

1 	Das Ausscheiden der beiden Geschäftsführer der Hessen Agentur 
(HA) bietet die Gelegenheit, die dringend notwendige Neustrukturie-
rung der Wirtschaftsförderung in Angriff zu nehmen. Die Landesre-
gierung wird aufgefordert, bis zum September 2009 ein entsprechen-
des Konzept vorzulegen. 

2. Der Hessische Landtag begrüßt, dass die Landesregierung der langjäh-
rigen Oppositionsforderung nachkommt und die Zusammenführung der 
Investitionsbank Hessen (IBH) und der Landestreuhandstelle Hessen 
(UH)  betreibt. Dies kann aber nur ein erster Schritt bei der Neuord-
nung der Wirtschaftsförderung sein. Bei der Zusanunenfiihrung von 
IBH und  UH  in eine Mittelstands- und Infrastrukturbank müssen Be-
ratung und Förderung aus einer Hand gewährleistet werden. 

3. Die Wirtschaftsförderung in Hessen muss sich insbesondere dem 
Mittelstand verpflichtet fühlen. Sie ist weder Selbstzweck noch der 
verlängerte Arm der Öffentlichkeitsarbeit für die Landesregierung. 
Der hessische Landtag kritisiert, dass die bisherige Aktivität der Ge-
schäftsfiihrer der Hessen Agentur diesem Anspruch nicht gerecht ge-
worden ist. 

4. Der Hessische Landtag fordert die Landesregierung auf, Führungspo-
sitionen bei landeseigenen Gesellschaften grundsätzlich öffentlich 
auszuschreiben, schon um den Verdacht der Vetternwirtschaft auszu-
schließen. 

5. Der Hessische Laid tag  fordert die Landesregierung auf, hinsichtlich 
der exorbitanten Reise- und Mobiltelefoniekosten eines der beiden 
HA-Geschäftsführer weiter Aufklärung zu betreiben. Im Vordergrund 
muss die Frage stehen, ob diese Kosten dienstlich begründet waren, 
dem Grundsatz von Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit entspro-
chen haben und mit den Vorschriften des Hessischen Reisekostenge-
setzes vereinbar waren. Sollte dem Land ein finanzieller Schaden ent-
standen sein, sind die Verursacher dafür in Regress zu nehmen. 

Begründung: 

Erfolgt mündlich. 

Wiesbaden, 23. Juni 2009 
Der Fraktionsvorsitzende: 

Schäfer-Gumbel 
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